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„Schwangerschaftsabbrüche in
Rheinland-Pfalz: Entkriminalisierung in

Sicht?“
In Rheinland-Pfalz wurden in den ersten drei Monaten 950
Abtreibungen durchgeführt. Die Regierung unterstützt die

Entkriminalisierung.

Im ersten Quartal des Jahres 2024 wurde in Rheinland-Pfalz eine
bemerkenswerte Zahl an Schwangerschaftsabbrüchen
registriert. In dieser Zeit fanden etwa 950 Abbrüche statt, wie
aus einem Bericht des Familienministeriums hervorgeht. Dies
führt die Diskussion über den Status von
Schwangerschaftsabbrüchen und die damit verbundenen
gesetzlichen Bestimmungen wieder in den Vordergrund.

Die Auswertung zeigt, dass im Jahr 2023 insgesamt 3.324
Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt wurden. Zum
Vergleich: Im Jahr 2022 waren es 2.962 Abbrüche. Diese Zahlen
geben Anlass zur Annahme, dass das Thema
Schwangerschaftsabbruch in der Gesellschaft weiterhin von
großer Bedeutung ist.

Beratungsregelung als Grundlage

Ein wichtiges Element in diesem Zusammenhang ist die
sogenannte Beratungsregelung. Diese Regelung erlaubt es,
einen Schwangerschaftsabbruch in den ersten zwölf Wochen
straffrei durchzuführen, vorausgesetzt, die betroffene Frau hat
zuvor ein Beratungsgespräch in Anspruch genommen. In den
ersten drei Monaten diesen Jahres hat dies auf ca. 910 der 950
Abbrüche Anwendung gefunden. Lediglich 40 Abbrüche



erfolgten aufgrund medizinischer Indikationen.

Aktuell gibt es in Rheinland-Pfalz 77 Beratungsstellen für
Schwangerschaftskonflikte, die Frauen Unterstützung bieten.
Diese Zahlen verdeutlichen nicht nur die Nachfrage nach
solchen Beratungen, sondern auch die Bedeutung von
Informationen und Unterstützung in schwierigen
Lebenssituationen.

Politische Unterstützung für die
Entkriminalisierung

Die rheinland-pfälzische Landesregierung hat sich klar für eine
Entkriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen in der
Frühphase ausgesprochen. Die Expertenkommission hat dazu
Empfehlungen abgegeben, die besagen, dass der Zugang zu
sicheren und legalen Schwangerschaftsabbrüchen ein
grundlegendes Menschenrecht für Frauen darstellen sollte.
Diese Ansicht wird nachdrücklich vom Familienministerium
unterstützt.

Das Ministerium unterstreicht, dass Frauen in der Lage sein
sollten, einen Abbruch unter medizinisch sicheren Bedingungen
durchzuführen, ohne damit das Gefühl zu haben, ein Verbrechen
zu begehen. Dies wird jedoch durch die derzeitige gesetzliche
Einordnung als Straftat im Strafgesetzbuch stark erschwert.

Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind in Deutschland durch
den Paragrafen 218 des Strafgesetzbuchs geregelt, der
Schwangerschaftsabbrüche grundsätzlich als rechtswidrig
ansieht. Die Möglichkeit der Straffreiheit ist allerdings gegeben,
sofern die Frau zuvor eine Beratung in Anspruch genommen hat
oder medizinische Gründe für den Abbruch vorliegen. Dies gilt
auch im Falle einer Vergewaltigung.

Es bleibt abzuwarten, wie sich die Diskussion über die
Abschaffung von Paragraf 218 weiterentwickeln wird. Die
wiederholten Empfehlungen zur Entkriminalisierung stellen



einen bedeutenden Schritt dar und zeigen, dass dieses Thema
auch auf politischer Ebene nicht ignoriert wird.
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